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Motivation und Literaturüberblick
Aktuelle Studien über die »Transferabhän-
gigkeit« der ostdeutschen Wirtschaft lie-
gen nicht vor.1 Der bislang letzte Beitrag
zur Regionalisierung von Zahlungsströ-
men stammt von Blum et al. (2009); die-
ser deckt aber nur die Jahre 1991 bis
2005 ab. Trotzdem ist diese Arbeit beson-
ders hervorzuheben, weil hier wohl am
umfassendsten und in bislang stärkster
inhaltlicher Disaggregation die Ausgaben
und Einnahmen von Bund, Ländern und
Sozialversicherungen betrachtet werden,
was einen wesentlichen Unterschied zu
anderen, zumeist älteren Aufsätzen dar-
stellt.2 Diese Studie dient daher als Basis
für die hier vorgenommene Fortschrei-
bung der Ausgabenströme zugunsten
Ostdeutschlands bis an den aktuellen
Rand sowie zur Projektion für die kom-
menden Jahre.3 Ergänzt wird dies um ei-
ne Schätzung der Einnahmen, die in Ost-
deutschland generiert werden und somit
den Ausgaben gegenzurechnen sind.4
Begriffsbestimmung
Häufig wird nur allgemein von »Transfer-
leistungen« für Ostdeutschland gespro-
chen, ohne dass dabei klar gemacht wird,
dass es sich hierbei zu einem großen Teil
um Zahlungen handelt, die von ihrer Be-
gründung her genauso gut auch west-
deutschen Regionen zugutekommen. Nur
dadurch, dass aufgrund niedriger Wirt-
schaftskraft in den ostdeutschen Ländern
Steuer- und Beitragszahlungen hier ver-
gleichsweise niedrig ausfallen, obwohl ein
ähnlich hoher (oder in Teilbereichen sogar
höherer) Ausgabenbedarf besteht wie in
Westdeutschland, kommt es zu einem
solchen »Nettotransfer«. Insoweit dürfen
die hier ausgewiesenen Zahlungen nicht
als eine »Sonderleistung« für die ostdeut-
schen Bundesländer verstanden werden.
Tatsächlich erlauben die vorliegenden Sta-
tistiken es aber nicht, eine Regionalisie-
rung aller Ausgaben- und Einnahmeströ-
me auf kleinräumiger Ebene vorzuneh-
men, so dass die »Transferabhängigkeit«
westdeutscher Regionen nicht umfassend
ermittelt werden kann.
Unter »Osttransfers« lassen sich in einer
engen Abgrenzung sicherlich jene Zah-
lungen subsumieren, die den ostdeut-
schen Bundesländern (einschließlich Ber-
lin5) im Rahmen des Solidarpaktes (I bzw.
II) zur »Deckung von teilungsbedingten
Sonderlasten« und zum Abbau des »star-
ken infrastrukturellen Nachholbedarfs« ge-
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Die Transferleistungen zugunsten der ostdeutschen 
In der aktuellen Debatte über die Schuldenkrise in Europa wird oftmals vor der Herausbildung ei-
ner »Transferunion« gewarnt, bei der die reicheren Mitgliedstaaten für unzureichende strukturel-
le Anpassungen in den ärmeren Mitgliedstaaten zu zahlen haben. Ein mahnendes Beispiel könn-
te hier Deutschland darstellen, wo aufgrund der beträchtlichen Unterschiede in der wirtschaftli-
chen Leistungskraft in Ost- und Westdeutschland bei gleichzeitigem Versprechen »gleichwertiger
Lebensverhältnisse« (und damit ähnlich hoher staatlicher Ausgaben) tatsächlich ein nicht unbe-
trächtlicher Teil des westdeutschen Steuer- und Beitragsaufkommens in den Osten »transferiert«
wird. Vor diesem Hintergrund gibt der vorliegende Artikel einen Überblick über die Zahlungsströ-
me zwischen Ost- und Westdeutschland in den Jahren 1991 bis 2010 und ihre voraussichtliche
Entwicklung in den kommenden Jahren.
1 Einen detaillierten Literaturüberblick über diverse
Studien geben Kloß et al. (2012).
2 Blos (2006) nimmt eine Regionalisierung der Zah-
lungsströme aus der Sozialversicherung vor. Lack-
mann und Zarth (2010) wiederum untersuchen den
Umfang und die Struktur raumwirksamer Bundes-
mittel.
3 Die hier vorgestellte Berechnung beruht auf einer
Studie für das Sächsische Staatsministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (SMWA), die von der
Dresdner Niederlassung des ifo Instituts erstellt wur-
de (vgl. Kloß et al. 2012).
4 In dieser Arbeit wird zur Vermeidung von Begriffs-
verwirrungen ausschließlich von »Ausgaben« und
»Einnahmen« gesprochen. Unter »Ausgaben« wer-
den dabei alle Zahlungen verstanden, welche den
ostdeutschen Ländern von außen zufließen. Mit
»Einnahmen« werden jene Mittel bezeichnet, die
der Bund und die Sozialversicherungen in Ost-
deutschland vereinnahmen.
5 Berlin wird hier immer mit zu Ostdeutschland ge-
rechnet. Dies führt dazu, dass auch die Ausgaben
für die Bundesverwaltung, die mit dem Umzug der
Bundesregierung von Bonn nach Berlin stark zu-
genommen haben, hier eingerechnet werden.Forschungsergebnisse
währt werden (vgl. Finanzausgleichsgesetz §11 Abs. 3). Auch
die überproportionalen Ausgaben des Bundes im Korb 2
des Solidarpaktes II lassen sich zu den Osttransfers in die-
ser Abgrenzung zählen. Tatsächlich gehen die Zahlungen
des Bundes zugunsten von Empfängern in Ostdeutsch-
land aber deutlich über die Mittelzuflüsse im Solidarpakt II
hinaus, zum Beispiel weil ein hoher Anteil an Personen in
den ostdeutschen Ländern einen Anspruch auf Sozialleis-
tungen hat. Ergänzend kommen die Ausgleichszahlungen
im bundesstaatlichen Finanzausgleich und in der Sozialver-
sicherung hinzu, die entsprechend der gesamtdeutschen
institutionellen Regeln gewährt werden, um die unzureichen-
den Steuer- und Beitragseinnahmen in den ostdeutschen
Ländern auszugleichen.
In Anlehnung an Blum et al. (2009) lassen sich die unter-
schiedlichen Ausgabenarten in vier (inhaltliche) Kategorien
zusammenfassen:
1. Steuer- und Finanzausgleichszahlungen
Um die Finanzkraft der ostdeutschen Bundesländer zu-
mindest annähernd dem westdeutschen Durchschnitt
anzugleichen, wurden diese ab dem Jahr 1995 gleich-
berechtigt in den bundesstaatlichen Finanzausgleich ein-
bezogen.6 Daher beinhaltet diese Kategorie die direkten
Ausgleichszahlungen im horizontalen Länderfinanzaus-
gleich (LFA) zwischen den Bundesländern. Zudem wer-
den die Allgemeinen Bundesergänzungszuweisungen
(BEZ) zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs nach
§ 11 Abs. 2 FAG, die Sonderbedarfsergänzungszuwei-
sungen aufgrund überdurchschnittlich hoher Kosten po-
litischer Führung (PolBEZ) nach § 11 Abs. 4 FAG und der
nicht-investiv verwendete Anteil an den Sonderbedarfs-
ergänzungszuweisungen (SoBEZ) zum Ausgleich tei-
lungsbedingter Sonderlasten (SoBEZ-neue Länder)7 nach
§ 11 Abs. 3 FAG zu dieser Kategorie hinzugezählt. Au-
ßerdem werden in dieser Kategorie der Umsatzsteuer-
vorwegausgleich und die Ausgaben nach dem Regiona-
lisierungsgesetz (RegG) berücksichtigt.
2. Sozialausgaben
Die unterdurchschnittliche Wirtschaftskraft Ostdeutsch-
lands machte hohe Sozialleistungen erforderlich, die in
dieser Kategorie zusammengefasst werden. Hierzu zäh-
len insbesondere die Sozialausgaben des Bundes (z.B.
Wohngeld, BAföG u.Ä.) in den ostdeutschen Bundeslän-
dern sowie der implizite Finanzausgleich zwischen West-
und Ostdeutschland in den einzelnen Zweigen der So-
zialversicherung (Arbeitslosen-, Renten-, Kranken- und
Pflegeversicherung). Weiterhin werden hier die SoBEZ
zum Ausgleich von Sonderlasten durch strukturelle Ar-
beitslosigkeit (»Hartz-IV-BEZ«) nach § 11 Abs. 3a FAG
berücksichtigt.
3. Ausgaben für allgemeine bundesstaatliche Aufgaben
Hierin werden Ausgaben zusammengefasst, die der Er-
füllung allgemeiner staatlicher Aufgaben dienen, so z.B.
Mittel für die Finanzierung von Bundesbehörden oder für
die Landesverteidigung, soweit diese unmittelbar an Emp-
fänger in Ostdeutschland fließen. Überdies werden Zah-
lungen zwischen den Bundesländern berücksichtigt, wel-
che für die Finanzierung gemeinsamer Verwaltungs- und
Forschungseinrichtungen (z.B. Max-Planck-Gesellschaft,
Deutsche Forschungsgemeinschaft) verwendet werden.
4. Wachstumsorientiere Ausgaben
Hierin sind schließlich alle Ausgaben enthalten, die dem
Abbau der wirtschaftlichen Strukturschwäche dienen sol-
len. Ein Großteil der Ausgaben in dieser Kategorie fließt
vornehmlich den ostdeutschen Bundesländern zu. Hier-
zu gehören u.a. die verschiedenen Instrumente der Wirt-
schaftsförderung des Bundes, die investiven Bestand-
teile der SoBEZ-neue Länder oder die Mittel aus dem
Korb 2 des Solidarpaktes II.
Regionale Aufteilung 1991 bis 2010
Da die Arbeit von Blum et al. (2009) lediglich die Jahre 1991
bis 2005 abdeckt, hat das ifo Institut eine Aktualisierung
der Zahlungsströme bis einschließlich 2010 vorgenommen
(vgl. Box 1 für die Fortschreibungsmethoden). Nach den
Schätzungen von Blum et al. (2009) lagen die Bruttogesamt-
ausgaben im Jahr 20058 in den ostdeutschen Bundeslän-
dern einschließlich Berlin bei knapp 158 Mrd. Euro. Im zeit-
lichen Verlauf zeigt sich somit ein Anstieg um 45%, ausge-
hend von rund 109 Mrd. Euro im Jahr 1991. Gleichzeitig
expandierten aber auch die in Ostdeutschland erzielten Ein-
nahmen in diesem Zeitraum (1991 bis 2005) von mehr als
50 Mrd. Euro auf über 78 Mrd. Euro (+ 56%). Die Nettoaus-
gaben sind seit Beginn der 1990er Jahre daher weniger stark
angestiegen als die Bruttoausgaben. Im Jahr 2005 beliefen
sich diese auf annähernd 80 Mrd. Euro.
Nach den hier angestellten Projektionen haben die Brutto-
gesamtausgaben seit dem Jahr 2005 weiter kräftig zuge-
nommen. Ausgehend von 157 Mrd. Euro im Jahr 2006 stie-
gen die Bruttozahlungsströme auf 167 Mrd. Euro im Jahr
2010. Insbesondere im letzten Jahr des Betrachtungszeit-
raums (2010) stiegen die Bruttoausgaben, aufgrund nach-
gelagerter Effekte aus der vorangegangenen Krise, noch-
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6 In den Jahren 1990–1994 erhielten die ostdeutschen Länder Mittel aus
dem sogenannten Fonds Deutsche Einheit, der sich durch Zuschüsse
von Bund und westdeutschen Ländern sowie durch Kreditaufnahme speis-
te. Die Ausgaben des Fonds Deutsche Einheit werden ebenfalls in dieser
Kategorie verbucht.
7 Die SoBEZ-neue Länder wurden darüber hinaus noch einmal in allgemei-
ne und investive Mittel unterteilt. Somit können allgemeine Deckungsmit-
tel oder Übertragungen an Kommunen von Mitteln für Investitionen unter-
scheiden werden. Für eine Aufstellung zu den tatsächlichen Verwendungs-
quoten der Mittel vgl. Ragnitz (2011).
8 Nach der Prüfung der Zahlungsströme ergaben sich geringfügig Korrek-
turen aufgrund von neuem Datenmaterial. So sind bspw. die Zahlungen
im Rahmen der Investitionszulage oder der Rentenversicherung angepasst
worden.Forschungsergebnisse
mals deutlich an (vgl. Abb. 1). Maßgeblich waren hier vor
allem die Sozialausgaben des Bundes.
Auch die in Ostdeutschland erzielten Einnahmen stiegen,
mit Ausnahme des krisenbedingten Rückgangs, seit 2005
weiter kontinuierlich an. Das Volumen der Einnahmen be-
trug im Jahr 2006 mehr als 81 Mrd. Euro und erhöhte sich
auf über 84 Mrd. Euro im Jahr 2010. Aufgrund der stärke-
ren Expansion der Einnahmen, gegenüber den Bruttoge-
samtausgaben waren die Nettoausgaben zunächst in den
Jahren 2006 und 2007 rückläufig, sind aber angesichts kon-
junkturbedingt fallender Einnahmen und steigender Ausga-
ben anschließend auf mehr als 81 Mrd. Euro im Jahr 2010
angestiegen.
Zur Beurteilung der Abhängigkeit Ostdeutschlands von Zah-
lungsströmen von außen ist zusätzlich aber auch die Ent-
wicklung der eigenen Wirtschaftsleistung zu
berücksichtigen. Seit 1991 stieg das nomi-
nale Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Ost-
deutschland (mit Berlin) auf mehr als das
Doppelte [vgl. Arbeitskreis VGR der Länder
(2011)]. Die Transferquote, gemessen als
Nettogesamtausgaben in Relation zum no-
minalen BIP Ostdeutschlands, verringerte
sich von 34% im Jahr 1991 auf 23% 2005
(vgl. Abb. 2). Zeitweilig sank die Transferquo-
te auf 19% 2008 und erhöhte sich anschlie-
ßend erneut auf 21% im Jahr 2010. Die
Transferabhängigkeit der ostdeutschen Bun-
desländer ist somit zwar im Zeitverlauf deut-
lich gefallen, dennoch aber weiterhin sehr
hoch.
Die Zusammensetzung der Transferleistun-
gen blieb im Zeitraum 1991 bis 2010 aber
keineswegs konstant. Abbildung 3 zeigt die Anteile der ein-
zelnen Ausgabenkategorien an den Bruttogesamtaus  -
gaben.9
Dominiert werden die Bruttogesamtausgaben von den So-
zialausgaben. Deren Anteil erreichte während des Betrach-
tungszeitraums sein Maximum im Jahr 2010 mit knapp 70%.
Wesentlicher Grund für die hohen Sozialausgaben sind da-
bei die Zahlungen zur Sicherung der Altersrenten, da die Bei-
tragseinnahmen in Ostdeutschland nicht ausreichen, die
Rentenausgaben zu decken. Daneben erhöhten sich die So-
zialausgaben des Bundes im Jahr 2010 deutlich. Gleich-
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Bruttogesamtausgaben Nettogesamtausgaben Einnahmen
Quelle: Blum et al. (2009); Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.
Entwicklung der Einnahmen sowie Brutto- und Nettogesamtausgaben 




Fortschreibungsmethoden der einzelnen Ausgabenkategorien für 2006 bis 2010 
Steuer- und Finanzausgleichszahlungen: Bei den Zahlungen des Regionalisierungsgesetzes kam es für die Jahre nach 2008 zu 
einer Gesetzesänderung. Diese wurde explizit im Zeitraum 2006 bis 2010 berücksichtigt. Die Zahlungsströme aus dem horizontalen 
LFA stammen vom Statistischen Bundesamt (vgl. Statistisches Bundesamt 2010b). Gleiches gilt für den Umsatzsteuervorweg-
ausgleich sowie die Allgemeinen-BEZ. Die weiteren Sonderbedarfsergänzungszuweisungen sind dem Finanzausgleichsgesetz 
(FAG) entnommen. 
Sozialausgaben: Die Zahlungen der Arbeitslosenversicherung werden mit der jahresdurchschnittlichen Veränderungsrate der 
Leistungsempfänger fortgeschrieben (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2010). Bei der Fortschreibung der Rentenversicherungs-
zahlungen finden sowohl die Entwicklung der Leistungsbezieher als auch die des durchschnittlichen Rentenbetrages Anwendung. 
Die Veränderung der Personen über 80 Jahre dient als Grundlage für die Projektion der Zahlungen der Pflege- und 
Krankenversicherung. Für die Fortschreibung der Hartz-IV-BEZ dient die gesetzliche Vorlage. Schwieriger gestaltet sich die Fort-
schreibung der Sozialausgaben des Bundes. Dafür werden die laufenden Jahrgänge des Bundeshaushaltes verwendet und mit der 
Annahme gearbeitet, dass sich die prozentuale Verteilung der Ausgabenpositionen nicht verändert. 
Allgemeine bundesstaatliche Aufgaben: Die allgemeinen Bundesausgaben werden aus Angaben aus den jeweiligen 
Bundeshaushalten abgeleitet, indem die prozentuale Verteilung der Ausgabenpositionen konstant gehalten wird. 
Wachstumsorientierte Ausgaben: Daten zur Investitionszulage liegen auf Anfrage beim Bundesministerium der Finanzen vor. Für 
die SoBEZ-neue Länder wird der Gesetzestext des FAG verwendet und die Aufteilung in investive und nicht-investive Mittel erfolgt 
nach Ragnitz (2011). Die wachstumsorientierten Ausgaben des Bundes werden mit den Bundeshaushalten fortgeschrieben. 
Einnahmen: Als Grundlage für die Projektion der Einnahmen dienen sowohl Angaben des Statistischen Bundesamtes (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2010b) sowie die Entwicklung des nominalen BIP. Dabei wird eine Elastizität zwischen Einnahmen und 
nominalen BIP von Eins unterstellt, was in der mittleren und langen Frist eine gute Approximation darstellt (vgl. Seitz (2008)). 
9 Aufgrund des Non-Affektionsprinzips ist eine Zuordnung der Steuereinnah-
men auf einzelne Ausgabenkategorien ausgeschlossen. Somit ist es nicht
möglich, die Zusammensetzung der Nettoausgaben darzustellen, so dass
auf die Bruttogesamtausgaben ausgewichen werden muss.Forschungsergebnisse
zeitig verloren die Steuer- und Finanzausgleichszahlungen
seit 2005 kontinuierlich an Bedeutung. Ursächlich sind vor
allem der kriseninduzierte Rückgang der Zahlungen im Rah-
men des Umsatzsteuervorwegausgleichs sowie die gerin-
gere Nutzung der SoBEZ-Mittel zum allgemeinen Haushalts-
ausgleich durch die neuen Länder. Der anteilige Rückgang
der wachstumsorientieren Zahlungen erklärt sich vor allem
durch den Rückgang der Investitionen des Bundes.
Fortschreibung der Ausgleichszahlungen
Um eine zumindest näherungsweise Einschätzung darüber
zu bekommen, wie sich die Zahlungen an die ostdeutschen
Bundesländer in der Zukunft entwickeln werden, wird nach-
folgend eine Projektion der Ausgaben und Einnahmen für
die Jahre 2011 bis einschließlich 2020 präsentiert. Box 2
enthält die wichtigsten Informationen über
die gewählten Fortschreibungsmethoden für
die einzelnen Ausgabenkategorien. Eine de-
taillierte Beschreibung findet sich in Kloß et
al. (2012).
Ein nicht unbeträchtlicher Teil der öffentlichen
Leistungen zugunsten der ostdeutschen
Länder kann als exogen determiniert gelten.
Eine Vielzahl der Ausgaben in Ostdeutsch-
land ist in ihrer Höhe aber endogen von der
Entwicklung des BIP oder den anspruchs-
berechtigten Personen abhängig. Eine Än-
derung der Rahmenbedingungen schlägt
sich grundsätzlich in einer anderen Höhe der
Zahlungsströme nieder.
Die Sozialausgaben des Bundes gehen ent-
sprechend der mittelfristigen Finanzplanung
der Bundesregierung bis 2014 zunächst zu-
rück. Ab dem Jahr 2015 wird unterstellt, dass
die Sozialausgaben des Bundes nur noch mit
der Wachstumsrate des nominalen BIP ex-
pandieren. Bei den Ausgaben im Rahmen
der Sozialversicherung10zeigt sich hingegen
ein mehr oder weniger gleichbleibender An-
stieg der Zahlungen. Ursächlich hierfür ist vor
allem der fortgesetzte demographische Wan-
del. Insbesondere die Verschiebung der Al-
terspyramide hin zu älteren Bevölkerungs-
gruppen, aber auch die Schrumpfung des
Erwerbspersonenpotentials werden die Aus-
gaben im Rahmen der Renten- sowie Pfle-
geversicherung ansteigen lassen. Dies wird
etwas kompensiert durch die geringere Hö-
he der Zahlungen für die Arbeitslosenversi-
cherung, da die Arbeitslosenquote und die
damit verbundenen Ausgaben durch das ver-
ringerte Erwerbspersonenpotential sinken.
Die wachstumsorientierten Ausgaben werden voraussicht-
lich in der Zukunft weiter an Bedeutung verlieren. Grund hier-
für ist vor allem die fortgesetzte Degression des Solidar-
paktes II bis zum Jahr 2019. Bei den wachstumsorientier-
ten Ausgaben, die der Bund gewährt, sind die Spielräume
zudem durch die Schuldenbremse begrenzt. Darüber hinaus
gehen die Bedarfe in den ostdeutschen Bundesländern so-
wie die Mittel aus dem EU-Strukturfonds weiter zurück.
Das Niveau der Steuer- und Finanzausgleichszahlungen, mit
Ausnahme der nicht-investiven Zahlungen der SoBEZ-neue
Länder sowie der PolBEZ, wird sich voraussichtlich erhö-
hen. Die Zahlungen im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung
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Bruttogesamtausgaben Nettogesamtausgaben Einnahmen
Quelle: Arbeitskreis VGR der Länder (2011); Blum et al. (2009); Berechnungen und Darstellung des ifo 
Instituts.
Entwicklung der Einnahmen sowie Brutto- und Nettogesamtausgaben 
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Steuer-, Finanzausgleichszahlungen Sozialausgaben
allg. bundesstaatliche Aufgaben wachstumsorientierte Ausgaben
Quelle: Blum et al. (2009); Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.




10 Hier wurden die Hartz-IV-BEZ hinzugerechnet.Forschungsergebnisse
und des LFA sind eng an die Entwicklung der Finanzkraft
und der Einwohnerzahl der ostdeutschen Bundesländer ge-
knüpft. Um die Finanzkraft Ostdeutschlands auch in Zukunft
auszugleichen, wird es voraussichtlich weiterhin finanzieller
Zuwendungen von Mittelgebern im LFA bedürfen. Die Zah-
lungen zur Sicherung des öffentlichen Personennahverkehrs
sind gesetzlich fixiert, werden aber in regelmäßigen Ab-
ständen überprüft. Bei den BEZ werden aller Voraussicht
nach nur die Allgemeinen BEZ steigen, da diese unmittel-
bar in das System des LFA integriert sind und sich nach dem
Aufkommen richten. Die SoBEZ-neue Länder laufen mit dem
Solidarpakt II im Jahr 2019 aus, so dass es voraussichtlich
im Jahr 2020 zu einer deutlichen Reduktion der BEZ kommt.
Insgesamt werden die Bruttoausgaben voraussichtlich wei-
ter steigen und im Jahr 2020 annähernd ein Niveau von 175
Mrd. Euro erreichen, obwohl die Mittel aus dem Solidarpakt
II in diesem Zeitraum vollständig abgebaut werden. Gleich-
zeitig dürften aber auch die Einnahmen von Bund und Sozi-
alversicherung in Ostdeutschland steigen. Beides zusam-
men dürfte die Abhängigkeit von Zahlungen von außen im
Betrachtungszeitraum weiter verringern. Die aufgestellten
Projektionen legen eine Reduktion der Nettogesamtausga-
ben von fast 75 Mrd. Euro im Jahr 2011 auf 63 Mrd. Euro im
Jahr 2020 nahe. Dies sind rund 14% vom nominalen BIP.
Zusammenfassung und Fazit
Seit der deutschen Wiedervereinigung hat die Transferab-
hängigkeit der ostdeutschen Wirtschaft massiv abgenom-
men, auch wenn die von außen zufließenden Mittel aktuell
noch immer mehr als 20% des nominalen BIP Ostdeutsch-
lands betragen. In den kommenden Jahren dürfte dieser
Wert noch weiter zurückgehen.
Unbestritten ist, dass sich insbesondere durch die wachs-
tumsrelevanten Ausgaben, die der Bund in den neuen Län-
dern gewährt hat, die gesamtwirtschaftliche Situation in den
vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich verbessert hat. Den-
noch ist auch nicht zu verkennen, dass der größte Teil der
(Brutto-)Ausgaben zugunsten der ostdeutschen Bundeslän-
der inzwischen sozialen Zwecken dient – und in Zukunft wird
dieser Anteil eher noch weiter zunehmen. Dies ist vor allem
eine Folge des sich verstärkenden demographischen Wan-
dels, der insbesondere den Bedarf an Zuschüssen für die
Renten- und Pflegeversicherung steigen lässt. Für eine Be-
schleunigung des Aufholprozesses in den ostdeutschen Län-
dern wäre daher eine Neugewichtung von wachstums- und
sozialpolitischen Ausgaben sicherlich erstrebenswert – al-
lerdings sind die Möglichkeiten hierfür inzwischen wohl deut-
lich begrenzt.
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Box 2 
Fortschreibungsmethoden der einzelnen Ausgabenkategorien für 2011 bis 2020 
Steuer- und Finanzausgleichszahlungen: Die Zahlungen im Rahmen des Regionalisierungsgesetz (RegG) werden nach den 
entsprechenden gesetzlichen Vorgaben fortgeschrieben. Eine ähnliche Vorgangsweise wird bei den SoBEZ-neue Länder 
gewählt. Bis zum Auslaufen des Solidarpaktes II sind diese bis 2019 gesetzlich fixiert bzw. vorgeschrieben. Die PolBEZ werden 
in regelmäßigen Abständen (Fünfjahresturnus) diskretionär neu entschieden. Grundlage für diese Fortschreibung ist der aktuell 
gültige Rechtsstand. Bei den Zahlungen im Rahmen des Umsatzsteuervorwegausgleichs, des LFA sowie die daran gekop-
pelten Allgemeinen BEZ handelt es sich um endogene Zahlungsströme, da diese primär von der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung abhängen; für das Jahr 2020 wurde eine Fortdauer der geltenden Finanzausgleichsregelungen unterstellt. Eine 
Simulation dieser Zahlungsströme wurde bereits vom ifo Institut vorgelegt und bildet die Grundlage für diesen Artikel (vgl. Eck et 
al. 2011). 
Sozialausgaben: Für die Zahlungen im Rahmen der Sozialversicherung fand vor allem die 12. Koordinierte Bevölkerungs-
vorausberechnung des Statistischen Bundesamtes (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a) und eine vom ifo Institut vorgelegte 
gesamtdeutsche Potentialschätzung (vgl. Arent et al. 2011) Anwendung. Damit konnte u.a. die Bevölkerungszusammensetzung 
Ostdeutschlands explizit berücksichtigt werden. Die Höhe der Hartz-IV-BEZ ist ebenfalls gesetzlich fixiert. Ab dem Jahr 2013 
unterliegen diese Zahlungen einer jährlichen Prüfung. Analog den PolBEZ wird auch bei den Hartz-IV-BEZ von der aktuellen 
gesetzlichen Lage ausgegangen. Die Sozialausgaben des Bundes orientieren sich an der mittelfristigen Finanzplanung des 
Bundes sowie an der eben erwähnten Potentialschätzung, die darüber hinaus auch Grundlage für die LFA-Simulationen ist. 
Allgemeine bundesstaatliche Aufgaben: Da für diese Position keine disaggregierten Angaben über einzelne Zahlungsströme 
und ihrer Determinanten vorliegen, wird diese Ausgabenkategorie mit Hilfe der nominalen BIP-Entwicklung fortgeschrieben; 
hierzu wurden die genannten Potentialschätzungen des ifo Instituts herangezogen. 
Wachstumsorientierte Ausgaben: Die investiven Bestandteile der SoBEZ-neue Länder werden mit derselben degressiven 
Rate bis 2019 zurückgeführt, wie die SoBEZ-neue Länder insgesamt. Für die Investitionszulage wurde ein Auslaufen bis zum 
Jahr 2013 unterstellt. Die wachstumsorientierten Ausgaben des Bundes, ohne Mittel aus dem Korb 2, werden mit der Ent-
wicklung des nominalen deutschen BIP fortgeschrieben. Für die Zahlungen aus dem Korb 2 wird schließlich dieselbe 
degressive Rate wie für die SoBEZ-neue Länder angenommen. 
Einnahmen: Als Fortschreibungsmethode wird hier erneut die in Box 1 vorgeschlagene Vorgehensweise gewählt und um die 
Potentialschätzung des BIP ergänzt. 
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